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 Der Druck auf die Bundesregierung, den GKV-Arzneimittelmarkt zu deregulieren und 
Rahmenbedingungen für einen fairen Vertragswettbewerb zu setzen, steigt. Die Ver-
gabekammer des Bundes und die in Düsseldorf haben weite Teile des AOK-Rabattver-
trages gestoppt. 

Die Kammern sehen in dem von der AOK gewählten Verfahren einen „Verstoß gegen das 
Gleichbehandlungs- und Transparenzgebot“. Gleichzeitig läuft ein Vertragsverletzungs-
verfahren der Europäischen Union gegen die Bundesrepublik Deutschland – ebenfalls 
wegen der Rabattverträge. Druck auf die Bundesregierung kommt auch von Gesund-
heitsökonomen wie dem Vorsitzenden des Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
Entwicklung im Gesundheitswesen, Professor Eberhard Wille (Mannheim), die sich an-
gesichts der Nachfragemacht von „marktbeherrschenden Krankenkassenarten“ dafür aus-
sprechen, die Regelungen des Kartell-, Wettbewerbs- und Vergaberechts auch auf die ge-
setzlichen Krankenkassen anzuwenden (siehe hierzu das Interview mit Professor Wille auf 
Seite 3 dieser Ausgabe). Dennoch bleibt der Gesetzgeber nicht nur hier untätig. 
 Gesundheitsökonomen fordern seit längerem dazu auf, den GKV-Arzneimittelmarkt 
so zu deregulieren, dass ein wirklicher Vertragswettbewerb überhaupt möglich werden 
kann. Ein von der Bundesregierung beauftragtes Gutachten der Professoren Dieter Cas-
sel und Eberhard Wille liegt bereits seit Juni 2006 vor, und ist im Gesundheitsministeri-
um versteckt worden. So fördert die Politik zwar dezentrale Wettbewerbsinstrumente wie 
Rabattverträge, hält dabei aber gleichzeitig an zentralen Regulierungsmechanismen wie 
Festbeträgen, Zwangsrabatten der Industrie oder Bonus-Malus-Regelungen für die Ärzte 
fest. Widerspruch pur!
 „Dadurch wird die deutsche Generika-Industrie in einen Schraubstock aus dirigi-
stischen Regelungen und wettbewerblichen Zwängen gepresst, der den ohnehin har-
ten Preiswettbewerb künstlich überhitzt“, erklärt Pro Generika-Geschäftsführer Hermann 
Hofmann. „Das Neben-, Mit- und Gegeneinander der Instrumente muss beseitigt werden. 
Wenn der Gesetzgeber offensichtlich Vertragslösungen eindeutig favorisiert, dann sind 
Regulierungsinstrumente wie Festbeträge, Zwangsrabatte, Bonus-Malus-Regelungen 
oder Importförderung überfl üssig und sogar kontraproduktiv.“
 Das zeigt sich an den Generika-Marktdaten. Der Doppelschlag von Arzneimittelversor-
gungs-Wirtschaftlichkeitsgesetz (AVWG) und GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz (GKV-WSG) 
hat in kürzester Zeit tiefe Schleifspuren in den Erlösen der Generikaindustrie hinterlassen. 
Im ersten Halbjahr 2007 setzten die Hersteller zwar 8,1 Prozent mehr Packungen ab, muss-
ten aber gleichzeitig Umsatzrückgänge von 5,4 Prozent verkraften. Hinzu kommen die bis-
lang nicht zu errechnenden Erlösminderungen, die aus Rabattverträgen resultieren. Erste 
Unternehmen haben bereits mit Personalabbau reagiert, andere werden folgen. Handelt 
die Politik jetzt nicht schnell, setzt sie den Generika-Standort Deutschland aufs Spiel. 

 Obwohl die Generika-Hersteller ihre 
Preise innerhalb eines Jahres um rund 31 
Prozent gesenkt haben, steigen die Arznei-
mittelausgaben der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) ungebremst an. Dafür 
verantwortlich sind patentgeschützte Arz-
neimittel ohne Festbetrag und patentfreie 
Erstanbieterprodukte ohne Generika-Kon-
kurrenz. Dies belegt eine aktuelle GKV-
Strukturkomponentenstudie des Marktfor-
schungsinstitutes IMS Health.   

 Die deutsche Generika-Industrie hat die 
gesetzlichen Krankenkassen alleine im er-
sten Halbjahr 2007 um 2,4 Milliarden Euro 
entlastet. Das ist ein neuer Rekord. Hoch-
gerechnet auf das Gesamtjahr können die 
Krankenkassen mit Einsparungen von fast 
fünf Milliarden Euro rechnen. Das ent-
spricht 0,5 Beitragssatzpunkten. „Generi-
ka federn damit den anhaltenden Ausga-
bendruck ab, der von patentgeschützten 
Arzneimitteln ohne Festbetrag und von pa-
tentfreien Erstanbieterprodukten ohne Ge-
nerikakonkurrenz ausgeht“, erklärt Pro Ge-
nerika- Geschäftsführer Peter Schmidt. Laut 
der IMS-Studie haben die Krankenkassen 
für diese Bereiche nämlich in den ersten 
sechs Monaten dieses Jahres 17,4 Prozent 
beziehungsweise 18,1 Prozent mehr ausge-
geben als im ersten Halbjahr 2006.
 Das führt dazu, dass die GKV-Arzneimit-
telausgaben weiterhin stark steigen. Trotz 

DEREGULIEREN.
JETZT! PATENTGESCHÜTZTE ARZNEIMITTEL 

TREIBEN KRANKENKASSENAUSGABEN IN DIE HÖHE

_Editorial

:: STANDORTFRAGE
Liebe Leserinnen, 
Liebe Leser,
der Personalabbau in der deutschen Ge-

nerika-Industrie hat begonnen. Die Grün-

de dafür sind nicht etwa in dem politisch 

gewollten Wettbewerb zu suchen. Dessen 

Spielregeln beherrschen gerade die Gene-

rika-Unternehmen aus jahrelanger Erfah-

rung sehr gut. Der Grund liegt vielmehr in 

einem fatalen Mangel an politischem Ge-

staltungswillen. Obwohl sie selbst von ih-

ren eigenen Beratern dazu gedrängt wird, 

die Krankenkassen den Regeln des Kar-

tell-, Wettbewerbs- und Vergaberechts zu 

unterstellen, bleibt die Bundesregierung 

untätig. Zusätzlich hält sie an dirigistischen 

Regelungen fest, deren Berechtigung in 

einem Vertragswettbewerb noch nicht ein-

mal mehr die Krankenkassen sehen.  

Jetzt fordert der Schraubstock aus zentra-

len staatlichen Regulierungsinstrumenten 

und dezentralen vertraglichen Wettbe-

werbslösungen seine ersten Opfer. Will die 

Politik tatsächlich einen ganzen Industrie-

zweig dafür abstrafen, dass er allein in die-

sem Jahr die gesetzlichen Krankenkassen 

um etwa 5 Milliarden Euro entlastet hat? 

Und was soll das bringen? Wenn die Kran-

kenkassen langfristig und sicher mit Gene-

rika sparen wollen, sind sie auf starke Ge-

nerikahersteller als Partner angewiesen. 

Derzeit werden die Unternehmen aber exi-

stentiell geschwächt. 

Führende Gesundheitsökonomen sind sich 

darüber einig, dass wettbewerbliche Ver-

handlungslösungen nur dann funktionieren 

können, wenn dafür gleichzeitig überfl üs-

sige zentrale Regulierungen wie zum Bei-

spiel Festbeträge und staatlich festgelegte 

Herstellerrabatte abgeschafft werden. Der 

Gesetzgeber muss schnell handeln. Für 

eine Politik der ruhigen Hand ist keine Zeit 

mehr. Nach dem Personalabbau drohen 

die Verlagerung von Produktionsstätten in 

Niedriglohnländer und Know-How-Trans-

fer.  Die Untätigkeit der Bundesregierung 

wird damit zur Standortfrage.   

Hermann Hofmann
Erster Geschäftsführer Pro Generika e.V.
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Wettbewerbs- und Vergaberechts mit Zu-
ständigkeit der Zivilgerichte anschließen.

 Frage: Die Generikaindustrie hat nach 
den massiven Preissenkungen der letzten 
zwölf Monate und den damit verbundenen 
Umsatzeinbußen mit Personalabbau be-
gonnen. Erwarten Sie einen Konzentrati-
onsprozess in dieser Branche?
 Prof. Wille: Konzentrationsprozesse 
bei pharmazeutischen Unternehmen, wie 
auch bei Krankenkassen, gab es bereits 
vor Einführung der dezentralen Preisver-
handlungen. Diese dürften die Konzentra-

tionsprozesse im Bereich der Generika-In-
dustrie allerdings verstärken. Insgesamt 
gesehen handelt es sich aber wohl um ein 
internationales Phänomen.

 Frage: Der bislang so transparente Arz-
neimittelmarkt ist durch die geheimen 
Konditionsvereinbarungen zwischen Kas-
sen und Herstellern intransparenter ge-
worden. Bislang weiß außer den Kassen 
niemand, welche Einsparungen tatsächlich 
erzielt worden sind. Gibt es überhaupt eine 
Möglichkeit, das zu ändern. 
 Prof. Wille: Der Arzneimittelmarkt mag 
derzeit für den äußeren Beobachter relativ, 

d.h. etwa im Vergleich zu den Hilfsmitteln, 
transparent erscheinen. Dies gilt wegen 
der zahlreichen alten und neuen Regulie-
rungsinstrumente und vor allem den Effek-
ten, die aus ihren Interdependenzen resul-
tieren, aber nicht für die Hersteller, denen 
es an Planungssicherheit fehlt. Dezentrale 
Preisverhandlungen verbessern die Trans-
parenz und Planungsgrundlage der Her-
steller. Die Ergebnisse entsprechender 
Preisverhandlungen bleiben auch in ande-
ren Wirtschaftszweigen geheim, ohne dass 
die Funktionsfähigkeit des Marktes darun-
ter leidet.

der Einsparungen durch Generika muss-
ten die Kassen nach Angaben der Bundes-
vereinigung Deutscher Apothekerverbände 
(ABDA) von Januar bis September 7,7 Pro-
zent mehr für Arzneimittel ausgeben als 
im entsprechenden Vorjahreszeitraum. 2,7 
Prozentpunkte entfallen auf die Mehrwert-
steuererhöhung. Allerdings sind in diesen 
Zahlen die Einsparungen durch die Rabatt-
verträge aufgrund fehlender Daten noch 
nicht enthalten. 
 Die IMS-Studie belegt nun klar und ein-
deutig, warum selbst die erheblichen Preis-
senkungen der Generikahersteller nicht zu 

Quelle: IMS ® GKV-Strukturkomponentenstudie, Veränderungsraten zum  Vorjahr, Datenbasis IMS ® Xponent, AVP (brutto)

Arzneimittel ohne Generikakonkurrenz treiben die GKV-Ausgaben 
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einem Sinken der GKV-Arzneimittelausga-
ben führen konnten. „Statt sich weiterhin 
auf die ohnehin kostensenkenden Generi-
ka einzuschießen, sollte sich der Gesetzge-
ber endlich auf die patentgeschützten Arz-
neimittel – und hier insbesondere auf die 
Analogpräparate konzentrieren,“ fordert 
Peter Schmidt. „Diese verursachen nach 
Meinung unabhängiger Experten Mehr-
kosten in Milliardenhöhe, ohne einen the-
rapeutischen Zusatznutzen zu haben. Hier 
muss das neue Instrument der Kosten-Nut-
zen-Bewertung schnellstmöglich umge-
setzt werden.“ 



2. BERLINER DIALOG AM MITTAG

 Interview Professor Dr. Eberhard Wille, 
Mannheim

 Frage: Herr Professor Wille, zunehmend 
wird die Kritik laut, dass sich die neuen de-
zentralen Verhandlungen als wettbewerb-
liche Instrumente und die immer noch be-
stehenden staatlichen Regulierungen im 
Arzneimittelbereich gegenseitig behin-
dern. Schließen Sie sich dieser Kritik an?
 Prof. Wille: Ein etabliertes funktionsfä-
higes System dezentraler Preisverhand-
lungen zwischen Krankenkassen und 
pharmazeutischen Herstellern machte 
den größten Teil der bestehenden staat-
lichen Regulierungsinstrumente entbehr-
lich. Es verbleiben dann im Idealfall nur 
noch die Arzneimittelrichtlinien, die Ne-
gativliste und die Nutzen-Kosten-Bewer-
tung. Neu hinzutreten nach dem Vorschlag 
von Cassel/Wille die Arzneimittel-Ver-
gleichsgruppen und die kassenindividu-
ellen Positivlisten. Die Regulierungsinstru-
mente würden sich damit von heute über 
20 auf 5 reduzieren. Die derzeitigen Preis-
verhandlungen sind von einem derartigen 
Vertragsmodell allerdings noch weit ent-
fernt. Beim weitgehenden Übergang zu 
einem solchen Vertragsmodell erscheinen 
bestimmte geltende Regulierungsinstru-
mente, wie z.B. die Festbeträge, innerhalb 
eines gewissen Anpassungszeitraumes 
noch sinnvoll bzw. erforderlich.

 Frage: Sind Ihrer Meinung nach wettbe-
werbliche Instrumente schon vom Grund-
satz her den staatlichen Regulierungs-
maßnahmen überlegen?
 Prof. Wille: Der Arzneimittelmarkt in der 
gesetzlichen Krankenversicherung bedarf 
insofern einer gewissen staatlichen Regu-
lierung, als die Patienten als Konsumenten 
der Medikamente hierfür keinen Preis ent-
richten und sich daher nicht gezwungen se-
hen, ihre individuelle Zahlungsbereitschaft 

zu offenbaren. Dies rechtfertigt die an sich 
marktfremde Konstruktion bzw. Vorga-
be eines objektiven Bedarfes, der die Lei-
stungspfl icht der Krankenkassen determi-
niert. Innerhalb eines staatlichen Rahmens 
können dezentrale Verhandlungen über 
Preise und unter Umständen auch über 
Mengen dazu dienen, den Krankenkassen 
Optionen zu eröffnen und den Herstellern 
weitgehende Absatzgarantien, zumindest 
aber eine bessere Informationsgrund lage 
für ihre künftige Planungen zu geben.

 Frage: Gibt der Gesetzgeber  der eige-
nen Gesundheitsreform im Arzneimittel-
bereich überhaupt eine Chance, wenn er 
sich nicht dazu durchringt, zumindest ei-
nige bisherige Regulierungsmechanismen 
abzuschaffen? 
 Prof. Wille: Wie angedeutet, erübrigen 
sich bei einem Übergang zu einem funkti-
onsfähigen Vertragsmodell die meisten der 
heutigen Regulierungsinstrumente. Die 
derzeitigen Vertragsverhandlungen ent-
sprechen dem aber noch lange nicht und 
die vorhandene Informationsbasis reicht 
m.E. nicht aus, um hier weitergehende 
Schlussfolgerungen zu treffen. Ich wür-
de mir eher eine Änderung des gesamt-
en staatlichen Rahmens in Richtung des 
von uns vorgeschlagenen Vertragsmodells 
wünschen.

 Frage: Welche Instrumente sind denn 
seit dem GKV-WSG entbehrlich oder gar 
schädlich, können Sie dafür Beispiele nen-
nen?
 Prof. Wille: Für in jedem Fall entbehr-
lich halte ich die Importförderung, denn 
sie stellt im Wesentlichen einen Import von 
ausländischer Regulierung dar. Darüber-
hinaus gehen die Reimporte aus gesamt-
wirtschaftlicher Sicht mit einer Ressour-
cenverschwendung einher.

 Frage: Vor allem von der Generika-In-
dustrie wird vehement eingefordert, die 
Krankenkassen bei der Ausschreibung von 
Rabattverträgen konsequent dem Kartell-, 
Wettbewerbs- und Vergaberecht zu unter-
stellen. Sonst sei angesichts der Monopol-
stellung der Kassen keine Chancengleich-
heit und Transparenz gegeben. Schließen 
Sie sich dieser Forderung an?
 Prof. Wille: Das Problem entsteht da-
durch, dass hier nicht – wie von uns vor-
geschlagen – einzelne Krankenkassen, 
sondern marktbeherrschende Krankenkas-
senarten mit den Herstellern verhandeln. 
Sollte dies so bleiben, oder sich durch ei-
nen weiteren Zusammenschluss, z.B. von 
Betriebs- und Innungskrankenkassen, noch 
verdichten, kann ich mich ihrer Forderung 
nach einer entsprechenden Geltung des 

:: UMSATZSTÄRKSTES 
GENERIKUM RANGIERT AUF 
PLATZ 39
 Dass der Anstieg der Krankenkassenaus-
gaben für Arzneimittel allein auf patentge-
schützte Arzneimittel zurückzuführen ist, 
belegen auch Zahlen des Marktforschungs-
institutes IMS Health. In seinem Report 
„Der Deutsche Pharmamarkt“ listet das In-
stitut monatlich die nach Herstellerabga-
bepreis umsatzstärksten Arzneimittel auf. 
Auf den vorderen Plätzen dominieren pa-
tentgeschützte Arzneimittel. Erst auf Platz 
39 taucht das erste Generikum auf. Hierbei 
handelt es sich um ein Omeprazol-Präparat. 
 Der Wirkstoff Omeprazol gehört zur 
Gruppe der Protonenpumpenhemmer, die 
die Magensäureproduktion vermindern. 
Für diesen Wirkstoff haben die Generika-
Hersteller ihre Preise innerhalb eines Jah-
res um 35 Prozent gesenkt. Deutlich weiter 
vorne auf der Umsatz-Liste – nämlich auf 
den Plätzen 7 und 13 – rangieren dagegen 
zwei teurere Analogpräparate zu Omepra-
zol. 

:: Scheininnovationen 
verursachen Mehrkosten in 
Millardenhöhe
 Von Analogarzneimitteln sprechen Phar-
makologen immer dann, wenn ein Wirk-
stoff zwar vom Patent geschützt, seine 
bessere therapeutische Wirkung aber zu-
mindest umstritten ist. Vielfach bestrei-
ten Experten gar eine bessere Wirkung der 
neuen, meist deutlich teureren Arznei-
stoffe im Vergleich zu den vorhandenen 
bewährten und preisgünstigen Generika. 
Analogpräparate werden daher auch als 
„Scheininnovationen“ oder „Me too-Pro-
dukte“ bezeichnet. Sie verursachen laut Ex-
pertenmeinung jährlich Mehrkosten in Mil-
liardenhöhe. Während die Umsätze mit 
Generika aufgrund der starken Preissen-
kungen schrumpfen, wachsen die mit pa-
tentgeschützten Arzneimitteln zweistellig. 
Die Ausgabenentwicklung bei den ge-
setzlichen Krankenkassen belegt, dass die 
Mehrausgaben für patentgeschützte Arz-
neimittel die enormen Einsparungen durch 
Generika mehr als zunichte machen.

 Daniel Bahr (31) ist gesundheitspoli-
tischer Sprecher der FDP-Bundestags-
fraktion. Der Bankkaufmann und Volks-
wirt gehört dem Deutschen Bundestag 
seit 2002 an. 

Gesundheitspolitik mache ich, … weil 
ich dort etwas konkret für die Anliegen 
der Menschen erreichen kann. 
Mein Kernziel ist … Vorsorge für eine al-
ternde Bevölkerung und Eigenverant-
wortung zu erreichen, sowie Transpa-
renz und Wettbewerb.
Ich schätze … Sachverstand statt Polemik.
Gar nicht mag ich … Polemik und ideolo-
gische Scheuklappen.
Lobbyisten im Gesundheitswesen sind 
für mich … berechtigte Interessenvertreter.
Meine Stärken sind … Ausdauer und 
Neugier.

Als kleine Schwäche erlaube ich mir … so-
viel holländisches Lakritz wie möglich.
 In meiner Freizeit … kann ich durch Jog-
gen am besten abschalten.
 Zurzeit lese ich … „Hector und die Ent-
deckung der Zeit“.
 Arzneimittel sind für mich … ein beson-
deres Gut.

VIELE STAATLICHE REGULIERUNGSINSTRUMENTE 

SIND ENTBEHRLICH

DEN HERSTELLERN FEHLT 
ES AN PLANUNGSSICHERHEIT

DANIEL BAHR, MdB

_Interview_Zur Person

Professor Dr. Eberhard Wille lehrt Volkswirt-
schaftslehre und Finanzwissenschaften an der 
Universität Mannheim. Er ist Vorsitzender des 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
Entwicklung im Gesundheitswesen und 
Mitglied des Wissenschaftlichen Beirates beim 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie.

:: ZUR PERSON
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Auf große Resonanz stieß der zweite  
Berliner Dialog am Mittag zur zukünf-
tigen Arzneimittelversorgung. Das The-
ma „Die Patienten im Mittelpunkt? Die 
Gesundheitsreform – Anspruch, Wirk-
lichkeit, Perspektive“ sorgte für eine 

kontroverse und spannende Diskussion. In 
Kürze erscheint eine Dokumentation der 
Veranstaltung. Bei Interesse senden Sie 
eine E-Mail mit Betreff „2. Berliner Dialog“ 
an info@progenerika.de. 
Weitere Informationen: www.progenerika.de


